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Herr Meißner, der Bundesinnenminis- 
ter hat wegen der Terrorgefahr zu 
erhöhter Wachsamkeit aufgerufen. 
Welche Maßnahmen hat Bayern be-
reits ergriffen?

Unsere Sicherheitsbehörden sind auf die ver-
änderte Bedrohungslage gut vorbereitet. Für 
die Öffentlichkeit deutlich wahrnehmbar ist 
beispielsweise die z. T. massive Verstärkung 
der polizeilichen Präsenz an Flughäfen, Bahn-
höfen, im öffentlichen Nahverkehr sowie an 
Orten und bei Veranstaltungen mit hohem Be-
sucheraufkommen, wie den Christkindlmärk-
ten. Neben den sichtbaren Maßnahmen wur-
den auch die Sicherheitsmaßnahmen im 
Hintergrund deutlich verstärkt. Als Beispiel 
möchte ich hier nur die Schleierfahndung 
nennen. Im Gemeinsamen Terrorismusab-
wehrzentrum, in dem unsere Experten seit 
Jahren zusammenarbeiten, findet überdies 
täglich ein umfassender Analyse- und Infor-
mationsaustausch aller mit Sicherheitsfragen 
befassten Behörden von Bund und Ländern 
statt, sodass auf neue Hinweise schnell und 
zielgenau reagiert werden kann. 
Eine erfolgreiche Terrorismusabwehr ist allein 
nicht möglich. Die Polizeien von Bund und 
Ländern arbeiten daher eng und abgestimmt 
zusammen. Dabei sind auch die internationa-
len Partner eng eingebunden.

Es ist auch immer wieder die Rede 
von konkreten Anschlagsterminen. 
Wie ernst müssen wir solche Infor-
mationen nehmen? 
Es gibt keine konkreten Hinweise auf An-
schlagsziele in Bayern. Aber wir haben es ge-
genwärtig in Deutschland mit einer qualitativ 
neuen Bedrohungslage zu tun. Zu diesem Er-
gebnis kommen die Sicherheitsbehörden von 
Bund und Ländern, die ihre Einschätzung auf 
aktuelle Erkenntnisse mit hoher zeitlicher und 
inhaltlicher Übereinstimmung stützen. Ich 
sehe keinen Grund, an dieser Einschätzung zu 
zweifeln. Die vereitelten Anschlagsversuche 
auf den internationalen Luftfrachtverkehr 
Ende Oktober belegen vielmehr, dass die Ter-
rororganisation Al-Qaida und deren Ableger 
ihre menschenverachtenden Ziele und An-
schlagsabsichten beharrlich weiterverfolgen.

Wie soll sich der einzelne Bürger ver-
halten?
Wichtig ist, dass wir nicht in Hysterie verfal-
len. Niemand braucht sich zu verstecken oder 

seine Lebensgewohnheiten zu ändern. Dies 
wäre ein falsches Signal an die Terroristen, 
die durch Verbreitung von Angst und Schre-
cken unsere freiheitliche und demokratische 
Gesellschaftsordnung erschüttern wollen. Wir 
dürfen uns durch den internationalen Terroris-
mus nicht einschüchtern lassen. Andererseits 
dürfen wir aber auch nicht leichtfertig die 
Augen verschließen. Die neue Bedrohungs-
lage erfordert von uns allen eine besondere 
Aufmerksamkeit. Unsere Polizei und Sicher-
heitsbehörden können nicht überall sein. Wir 
benötigen daher auch die Augen und Ohren 
unserer Bürger, um mögliche Gefährdungen 
schnell erkennen und beseitigen zu können.  

Soll es Ihrer Meinung nach mehr Be-
fugnisse für Strafverfolger und Si-
cherheitsbehörden geben? 
Eine 100-prozentige Sicherheit wird es nie 
geben. Dennoch hat der Staat einen Schutz-
auftrag gegenüber seinen Bürgern, den er nur 
erfüllen kann, wenn den Sicherheitsbehörden 
auch das erforderliche Instrumentarium zur 
Verfügung gestellt wird. Klar ist: Wir wollen 
keinen Polizei- oder Überwachungsstaat. Dass 
sich die polizeilichen Befugnisse innerhalb 
des verfassungsrechtlichen Rahmens halten 
und die freiheitlichen Grundrechte unserer 
Bürger angemessen gewahrt werden müssen, 
ist selbstverständlich. Ebenso selbstverständ-
lich muss aber auch sein, dass die Befugnisse 
an die neuen Informationstechniken und das 
geänderte Kommunikationsverhalten ange-
passt werden. Aktuelles Beispiel ist die Vor-
ratsdatenspeicherung. 
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 Hohe Auszeichnung: 
Landtagspräsidentin Barbara Stamm  
verlieh die silberne Verfassungsmedaille 
an die stellv. CSU-Fraktionsvorsitzenden 
Renate Dodell und Thomas Kreuzer, die 
Abgeordneten Jürgen W. Heike und Joa-
chim Unterländer sowie Staatsminister 
Siegfried Schneider. 

 Die CSU-Fraktion gratuliert herzlich:
Alfred Sauter
zum 60. Geburtstag am 3. August. Der 
ehemalige Justizminister vertritt seit 
1990 die Interessen seiner Heimat Günz-
burg im Landtag. 

Gertraud Goderbauer
zum 55. Geburtstag am 27. August. Sie 
vertritt den Stimmkreis Landshut. 

Christa Stewens
zum 65. Geburtstag am 27. August. Die 
ehemalige stellv. Ministerpräsidentin 
und Sozialministerin ist für den Stimm-
kreis Ebersberg zuständig. 
 
Martin Bachhuber
zum 55. Geburtstag am 14. Oktober. Der 
Abgeordnete setzt sich seit 2008 für sei-
ne Heimat Bad Tölz-Wolfratshausen und 
Garmisch-Partenkirchen ein. 

Prof. Dr. Winfried Bausback
zum 45. Geburtstag am 22. Oktober. Der 
Abgeordnete aus Aschaffenburg-West 
hatte noch mehr Grund zu feiern: Seine 
Frau Clara und er freuten sich Anfang 
Dezember über die Geburt von Tom, 
ihrem dritten Sohn. 

Georg Eisenreich
zum 40. Geburstag am 6. Dezember. Die 
Fraktion gratuliert dem Münchner Abge-
ordneten auch herzlich noch zur Hochzeit 
mit Ehefrau Anja im Sommer 2010. 

Markus Blume
Erneut Vater geworden ist auch der 
Münchner Abgeordnete Markus Blume. 
MdL Blume, Ehefrau Janet und Tochter 
Anna-Sophia freuen sich über den kleinen 
Max Ludwig. 

„Freiheit braucht Sicherheit“ 

Christian Meißner, MdL, Vorsitzender des AK 
für Kommunale Fragen und Innere Sicherheit
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Terroristischer Bedrohung entgegentreten 

Wachsam sein, aber besonnen bleiben – Beitrag von Bundesinnenminister Dr. Thomas de Maizière

Der islamistische Terrorismus ist eine Be-
drohung, die weder auf bestimmte Gesell-
schaften noch auf bestimmte Regionenbe-
grenzt ist. Vielmehr reicht die Spur dieses 
Terrorismus in den letzten Jahren von Madrid 
über London nach Mumbai und gehört in 
Afghanistan, Irak und Pakistan zum Alltag.
Auch der islamistische Terrorismus nutzt die 
Infrastruktur der globalisierten Wirtschaft. 
Dies wurde zuletzt Ende Oktober 2010 deut-
lich, als die Al-Qaida auf der Arabischen Halb-
insel versuchte, Anschläge auf amerikanische 
Ziele durchzuführen. Eines der aus dem Jemen 
stammenden Sprengstoffpakete wurde über 
den Köln/Bonner Flughafen umgeschlagen. 
Neben diesem Vorfall verdichteten sich in 
den vergangenen Wochen die Hinweise auf 
Planungen für terroristische Anschläge auch 
in Deutschland.
Wir haben es seitdem mit einer neuen Lage 
zu tun, die Anlass zur Sorge gibt, aber – wie 
ich stets betont habe – nicht zur Hysterie. 
Von entscheidender Bedeutung ist eine be-
sonnene Wachsamkeit und das Vertrauen in 
die gute Arbeit der Sicherheitsbehörden. Ich 
bin der festen Überzeugung, dass wir diese 
Lage bewältigen können, weil wir sowohl 
auf nationaler sowie auf internationaler Ebe-
ne weiterhin eng und vertrauensvoll zusam-
menarbeiten. Auf nationaler Ebene zwischen 
Bund und Ländern hat sich das vor vier Jah-
ren eingerichtete „Gemeinsame Terrorismus-
abwehrzentrum" bewährt. Hier findet täglich 
ein umfassender Informationsaustausch aller 

mit Sicherheitsfragen befassten Behörden des 
Bundes und der Länder statt. Auch die lage-
angepassten Streifengänge der Polizeien der 
Länder und des Bundes in öffentlichen Räu-
men, wie z. B. auf Flughäfen und Bahnhöfen, 
basiert auf dieser guten Zusammenarbeit.

Unmittelbar nach den versuchten Paketbom-
benanschlägen aus dem Jemen hat die Bun-
desregierung am 1. November 2010 einen 
interministeriellen Arbeitsstab eingerichtet, 
um Konsequenzen für die Sicherheit der 
Luftfracht zu prüfen. Der vom Arbeitsstab 
vorgelegte Maßnahmenkatalog fasst unter 
anderem folgende Schritte ins Auge: So- 
genannte „sichere Lieferketten" sollen auf 
Verbesserungspotenzial unter Einbindung der 
Luftverkehrs- sowie Transportunternehmen 
überprüft werden. Die Zusammenarbeit sämt-
licher mit der Aufgabe Luftfrachtsicherheit 
befassten Behörden soll optimiert werden. 
So soll die Luftfrachtsicherheit im In- und 
Ausland, insbesondere an unsicheren Dritt-

staaten-Flughäfen verbessert werden. Bei der 
Bekämpfung des weltweiten islamistischen 
Terrorismus kommt der internationalen Zu-
sammenarbeit die entscheidende Rolle zu. 
Dass wir die in ihrer Dimension in Deutschland 
bislang beispiellosen Anschlagsplanungen 
der sogenannten Sauerlandgruppe im Som-
mer 2007 erfolgreich verhindern konnten, 
verdanken wir maßgeblich der engen und 
konstruktiven Zusammenarbeit mit unseren 
ausländischen Partnern. Die Sicherheitsbe-
hörden weltweit müssen dem transnational, 
in Netzwerkstrukturen agierenden internatio-
nalen Terrorismus ihrerseits ein Netzwerk von 
Informationen, Analysen und konsequentem 
operativem Handeln entgegensetzen.
Daher begrüße ich das Ergebnis einer von mir 
angestoßenen Initiative auf EU-Ebene. Der 
Aktionsplan benennt die erforderlichen eu-
ropaweiten einheitlichen Maßnahmen, durch 
die die Luftfrachtkontrollen entscheidend 
optimiert werden sollen. Hier spielt der Aus-
tausch von Daten mit anderen Sicherheits-
behörden, etwa dem Zoll, eine wichtige Rolle. 
So können verdächtige Sendungen auf der 
Basis eines risikobasierten Ansatzes gezielter 
kontrolliert werden. Die EU-Kommission ist 
gehalten, innerhalb von sechs Monaten einen 
ersten Umsetzungsbericht vorzulegen. Auch 
in Zukunft werden wir sowohl auf nationaler 
als auch auf internationaler Ebene der welt-
weiten Bedrohung durch den islamistischen 
Terrorismus so entschieden entgegentreten 
wie wir es heute tun.  

Bundesinnenminister Dr. Thomas de Maizière
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